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einem fortschrittlichen kriminalpolitischen Konzept zuzustimmen. Wichtiger ist ein
System sinnvoll abgestufter Gegenmassnahmen gegen schwere Verbrechen, mittlere
Verbrechen und unbedeutende. Im Jahre 1960 sind wegen Verstosses gegen Paragraph 175

rund 2350 Erwachsene verurteilt worden. Viele Polizeibeamte, Richter und Staatsanwälte

waren damit befasst. Sie fehlten bei der Aufklärung von Gewaltverbrechen.

Die Unkosten, die durch Ermittlungsverfahren und Gerichtsverfahren in einem Jahr
entstehen, belaufen sich auf rund eine Million Mark. Für diesen Aufwand, seine Folgen

und seine Motivation gibt es keinen vernünftigen Rechtfertigungsgrund.

Leicht gekürzt aus der «Stuttgarter Zeitung» vom 8. Juli 1967

Homosexuelle sind wehruntauglich... in Deutschland

Weil die Homosexualität für jede Armee ein ernstes Problem ist, verzichtet die
Bundeswehr darauf, junge Männer mit einer solchen Veranlagung einzuziehen. Diese

Einstellung der Bundeswehrführung eignet sich allerdings nicht als Hintertürchen für
Drückeberger. Nach Angaben der Inspektion des Sanitäts- und Gesundheitswesens im
Bundesverteidigungsministerium werden Homosexuelle bei der Musterung erst nach

sehr genauen Untersuchungen und Befragungen, in denen sie auch ihre Freunde angeben

müssen, als untauglich eingestuft. «Frankfurter Rundschau», 31. Aug. 67

Eine knappe Zeitungsnotiz — aber mit einem bedenklichen Hintergrund! «. in
denen sie auch ihre Freunde angeben müssen .», das ist wohl das Perfideste, was die

Bundeswehrführung sich ausdenken konnte. Es mag richtig sein, dass eine gelebte
Homosexu'alität in den Armeen eines jeden Landes ein Problem bleibt, obwohl sie —
wie jeder weiss — in jeder Armee vorkommt, verdeckt oder entdeckt. Man weiss auch,
dass homoerotische Offiziere meist die beliebtesten in jeder Armee sind. Die Leitung
des KREIS wird hin und wieder von Schweizern angefragt, wie sie sich vom Militärdienst

befreien können, durch welchen Arzt sie ein dementsprechendes Entlassungszeugnis

erreichen würden. Es gibt kaum Aerzte, die das tun — aus der einfachen

Erwägung heraus, dass jeder Schweizer aiïch sonst in der Oeffentlichkeit mit 'normalen'
Männern in Berührung kommt, bei denen er sich zurückhaltend benehmen muss. Ein
Frauenarzt z.B. gerät täglich mit einigen Frauen in Situationen, in denen er sich auch

beherrschen und bewähren muss. Ein Soldat, aufch wenn er wochenlang die gleiche
Schlafstube mit Kameraden teilt, wird in der Militärzeit körperlich doch so

beansprucht, dass es ihm nicht allzuschwer fallen sollte, über die Gefahrenzone hinwegzukommen.

Wir kennen innerhalb des KREIS Dutzende von schweizerischen Soldaten,
die sich alle durchaus bewähren. Oh es unter ihnen zu* erotischen Begegnungen kommt?

Wir wissen es nicht — und das ist doch wohl die Hauptsache, dass nichts den

Vorgesetzten zu Ohren kommt. Das ist mit einiger Lehensklugheit doch sicher möglich.
Allerdings werden die schweizerischen Rekruten bei ihrer Musterung nicht nach ihrer
Veranlagung gefragt, wie es jetzt in Deutschland der Fall sein soll, was, von unserer
Distanz aus gesehen, einen Eingriff in die Intimsphäre bedeutet, die sich keine staatliche

Instanz erlauben darf. Dass dann auch noch «die Freunde angegeben werden

müssen», ist so gegen jedes demokratische Rechtsgefühl, dass man nur hoffen kann, es

handle sich um eine Falschmeldung. Bestünde sie zu Recht, so erscheinen uns die Folgen

unabsehbar bedenklich. Rolf
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